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Preußisches Gesetz über die Verwaltung
erledigter katholischer Bistümer vom 20. Mai
1874

Das Gesetz über die die Verwaltung erledigter Bischofsstühle vom

20. Mai 1874 sorgte faktisch dafür, dass kein Bischofsstuhl neu besetz

werden konnte. Jeder neu einzusetzende Diözesanbischof bedurfte der

staatlichen Anerkennung, die er nur erhielt, wenn er die Bedingungen

des Gesetzes über die Vorbildung und Anstellung eines Geistlichen

vom 11. Mai 1873 erfüllte und bereit war, einen Treueid zu leisten. Nach

diesem Gesetz wurde nach jeder Sedisvakanz in Preußen eine staatliche

Kommissariatsverwaltung eingesetzt.
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